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Ausbeutung und Unterdrückung 
beherrschen das Leben der Ar-

beiter:innenklasse. Rechte Partei-
en befinden sich weltweit im Auf-
schwung: Meloni in Italien, Le Pen in 
Frankreich, Milei in Argentinien oder 
die AfD in Deutschland. Gleichzei-
tig regt sich weiter der Widerstand. 
Ob im Kampf gegen Faschismus und 
Krieg oder für Gleichheit und Ge-
rechtigkeit, Frauen der Arbeiter:in-
nenklasse haben dabei schon immer 
eine wichtige Rolle eingenommen.  
Das hat sich bis heute nicht geändert. 

Ihre besonders schwierige Lage ruft 
häufig umso größere Aktion hervor.   

Die Trauer zu Wut und  
Wut zu Widerstand  

verwandeln

International gab es dafür im ver-
gangenen Jahr mehrere Beispiele. 
Ein wichtiges Thema war der Kampf 
gegen patriarchale Gewalt. In Frank-
reich gelangte der Fall von Gisèle Pe-
licot, welche vom eigenen Ehemann 
betäubt und im Internet zur Ver-

gewaltigung angeboten wurde, im 
September in die Medien. Kurz dar-
auf fanden in ganz Frankreich über 
20.000 Kundgebungen und Proteste 
in Solidarität mit ihr statt. Pelicot hat-
te selbst gefordert, dass der Prozess 
öffentlich geführt wird, und machte 
immer wieder klar, dass sie sich für 
nichts zu schämen brauche. Doch 
nicht nur das, schnell drehten sich 
die Proteste nicht mehr nur um ihren 
Fall. Sie wurden zu einem Symbolbild 
für den Kampf um Gerechtigkeit in 
allen Fällen patriarchaler Gewalt. 

Ob gegen patriarchale Gewalt und Sozialkürzungen oder für nationale Befreiung und 
Sozialismus: Frauen sind heute weltweit eine zentrale Kraft im Klassenkampf von un-
ten. Warum wir ihrem Vorbild folgen sollten, kommentiert Alexandra Magnolia.

Während die „Wirtschaftsweisen“ 
die Vorhersagen der Bundesregie-
rung revidieren, wird im Bundes-
haushalt weiter fleißig gespart. Die 
Jugend wird im Zuge der Wirt-
schaftskrise oft vergessen und 
leidet besonders unter der Krise.  
> Seite 6

Die Zukunft der Jugend 
ist besonders bedroht

Online-Trends, die junge Frauen in 
traditionelle Rollenbilder pressen 
sollen, gab es in den letzten Jahren 
immer wieder. 

Dagegen hilft nur zusammenhalten 
und Widerstand leisten, kommen-
tiert Anna Müller. > Seite 3

Kampf gegen frauen-
feindliche (Online-)Trends

Die spontane Massenbewegung 
gegen den Faschismus zeigt ein 
fortschrittliches Potential und die 
Bereitschaft zu eigener Aktivität in 
der Gesellschaft auf. Die Diskussion 
sollte jetzt um konkrete Perspekti-
ven geführt werden. > Seite 7

Rätedemokratie als  
Perspektive!

Am 18. März 1871 wurde die Pariser 
Kommune ausgerufen. Die in Räten 
organisierte Bevölkerung von Paris 
kam an die Macht und es entstand 
der erste Arbeiter:innenstaat der 
Geschichte. Was können wir aus 
der Geschichte der Kommune ler-
nen? > Seite 8

„Es lebe die  
Pariser Kommune!“

Anhaltende Repression gegen Antifaschist:innen
Während Hunderttausende ge-
gen Rechts demonstrieren, rollt 
eine regelrechte Verfolgungswel-
le über die antifaschistische Bewe-
gung in Deutschland und Europa. 
Mit auf der Anklagebank sitzt der 
militante Antifaschismus. – Ein 
Kommentar von Alex Lehmann. 
> Seite 4-5
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In Indien kam es zu Massenprotesten 
nach der Vergewaltigung und Ermor-
dung einer Ärztin. Der größte indi-
sche Ärzteverband Indian Medical 
Association rief zu einem eintägigen 
landesweiten Streik auf. Für einen 
gesamten Tag legten Mitarbeiter:in-
nen aller Krankenhäuser im Land 
ihre Arbeit nieder und behandelten 
ausschließlich Notfälle. Es wurden 
Verbindungen gezogen zwischen 
der Gewalt gegen Frauen und den 
schlechten Arbeitsbedingungen im 
indischen Gesundheitssystem, dessen 
Ärztepersonal ca. 60 Prozent Frauen 
sind. Trotzdem gibt es in den meis-
ten Krankenhäusern keine eigenen 
Waschräume oder Aufenthaltsräume 
für Frauen. Ende 2023 gab es außer-
dem große Streiks von Angestellten 
von Zentren für Mütter und Kindern, 
in denen ebenfalls überwiegend Frau-
en arbeiten und niedrige Löhne und 
Renten der Normalfall sind. 

In der Türkei ermordete ein Mann 
im Oktober 2024 seine Partnerin und 
seine Ex-Partnerin in Istanbul in aller 
Öffentlichkeit. In Reaktion auf diesen 
besonders brutalen Mord strömten 
schon wenige Stunden später tausen-
de Frauen auf die Straße. Die Proteste 
dauerten an und weiteten sich von 
Istanbul in weitere Städte der Türkei 
und Nordkurdistans aus. Sie wurden 
von Frauen geführt, die sich nicht 
vom türkischen Staat und seiner Poli-
zeimacht einschüchtern ließen. Die 
Proteste prangerten auch die Rolle 
des türkischen Staats an, der nichts 
gegen die Gewalt an Frauen unter-
nimmt. Die Reaktion darauf war Poli-
zeigewalt und in Istanbul mindestens 
fünf Festnahmen. Kein Wunder – Die 
Türkei ist ein faschistischer Staat, der 
2021 auch aus der Istanbul-Konventi-
on ausgetreten ist, wodurch die Mög-
lichkeit auf strafrechtliche Verfol-
gung bei Gewalt an Frauen deutlich 
eingeschränkt wurde. Neben steigen-
der Gewalt gegen Frauen durch Män-

ner aus ihrem persönlichen Umfeld 
kam es auch in den letzten Jahren 
rund um Frauenkampftage wie den 8. 
März zu zahlreichen Festnahmen von 
Aktivistinnen. 

Frauen gegen 
Privatisierung und für  
nationale Befreiung

Nicht nur im Kampf gegen patriarcha-
le Gewalt standen Frauen im vergan-
gen Jahr an vorderster Front. Auch 
in Griechenland, wo es über Monate 
Proteste gegen die Privatisierung von 
Universitäten gab, waren viele Frau-
en beteiligt. Kürzungen im öffentli-
chen Bereich haben die Universitäten 
verfallen lassen, worauf die Regie-
rung nicht mit einer Behebung des 
Problems antwortete, sondern die Si-
tuation stattdessen als Anlass nahm, 
Privathochschulen einführen zu wol-
len. Am 8. März, dem internationalen 
Frauenkampftag, wurden dort die 
Kämpfe zusammengeführt und auf 
die besonderen Probleme der Frauen 
im Bildungssystem aufmerksam ge-
macht. Ähnlich ist es in Argentinien, 
wo sich der neurechte Präsident Ja-
vier Milei selbst als „Antifeminist“ 
bezeichnet und zahlreiche Sparmaß-
nahmen zu Gunsten der Reichen und 
auf dem Rücken der Arbeiter:innen 
durchführt. Bereits kurz nach seinem 
Amtsantritt hatte Mileis Regierung 
das Frauenministerium aufgelöst. Zu-
dem will er den Begriff des Femizids 
aus dem Strafgesetzbuch streichen. 
Zusätzlich hatte er Homosexuelle als 
pädophil bezeichnet. 

In Kurdistan sind Frauen seit Jahr-
zehnten eine zentrale Kraft im Kampf 
um nationale Befreiung. In der auto-
nomen Region Rojava im Norden 
Syriens haben sie eine entschei-
dende Rolle in der Errichtung die-
ses Freiraums gespielt sowie heute 
in der Gestaltung der Gesellschaft. 
Sie überwinden nationale und reli-

giöse Spaltungen, indem unter an-
derem Araberinnen, Armenierinnen, 
Tscherkessinnen und Kurdinnen 
zusammen arbeiten im Kampf für 
Freiheit, Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung. Seit dem Sturz 
des Assad-Regimes durch die Hay’at 
Tahrir al-Sham (HTŞ) ist dieser Zu-
sammenschluss umso bedeutender, 
da die Autonomieregion erneut kon-
kreter Gefahr ausgesetzt ist, vor al-
lem durch die Truppen der Syrischen 
Nationalen Armee, die mit der Türkei 
zusammenhängen. In den von ihr be-
setzten Gebieten werden Vergewalti-
gungen, Entführungen und Femizide 
als Kriegswaffen eingesetzt. 

Militanz ist keine  
Männersache

In Deutschland sehen wir ebenfalls 
in zahlreichen sozialen Bewegungen, 
wie Frauen sich trotz und auch gerade 
aufgrund ihrer besonderen Unterdrü-
ckung und Ausbeutung engagieren. 
Dennoch sind auch diese Bewegun-
gen und linke politische Organisa-
tionen nicht frei von patriarchalen 
Einflüssen und Vorurteilen. Ein sol-
ches Vorurteil, dass sich zum Beispiel 
hartnäckig hält, ist die Vorstellung, 
dass Frauen grundsätzlich weniger 
militant als Männer wären. Dabei ist 
bei Militanz nicht die hauptsächliche 
Frage, ob man persönlich Gewalt zum 
Beispiel besonders toll und aufregend 
findet, sondern ob man auch bereit 
ist, die Konsequenzen für das eigene 
Handeln zu tragen.

Diese Konsequenz sehen wir bei den 
Frauen, die als Antifaschistinnen und 
Revolutionärinnen heute massiv vom 
deutschen Staat verfolgt werden, 
während sich Parteien wie die SPD, 
FDP oder Grüne angeblich „gegen 
Rechts“ positionieren. Daniela Klet-
te, ehemaliges RAF-Mitglied, ist ein 
Beispiel für eine konsequente Revo-
lutionärin, die auch nach Jahren der 

Frauenkampf2

Illegalität standhaft geblieben ist, 
und der dieses Jahr der Prozess ge-
macht werden soll. Auch die Antifa-
schistinnen wie Hanna oder Lina, die 
für ihren militanten Antifaschismus 
langjährige Haftstrafen bekommen 
sollen, zeigen diese Haltung.

Kämpfen für die  
Frauenrevolution

Ob in Deutschland, in Europa oder 
auf anderen Kontinenten: Frauen 
leisten Tag für Tag Widerstand gegen 
das Patriarchat und den Kapitalis-
mus. Damit kämpfen wir für unsere 
eigene, aber auch die Befreiung al-
ler Ausgebeuteten und Unterdrück-
ten. Was die verschiedenen Beispiele 
ebenfalls verbindet, ist die Rolle von 
Solidarität und Organisation. Alleine 
kommen wir in diesem System nicht 
weit. Unsere Gegner:innen wissen 
das auch ganz genau, und versuchen 
uns deshalb voneinander zu isolieren 
und uns zu spalten. 

Unsere Antwort auf diese Verhältnis-
se ist die Frauenrevolution, die heute 
bereits mit der Bekämpfung des Pa-
triarchats beginnt, ihre volle Kraft 
aber erst mit dem Sieg einer sozia-
listischen Revolution entfalten wird. 
Um dieser näher zu kommen, müssen 
Frauen in allen Klassenkämpfen in 
den ersten Reihen stehen und ins-
besondere den Kampf gegen das Pa-
triarchat anführen. Dass wir diesen 
Platz einnehmen können, wird uns 
nicht geschenkt, sondern muss auch 
innerhalb der Arbeiter:innenklasse 
durchgesetzt werden. Denn auch hier 
wirken patriarchale Unterdrückungs-
formen, denen wir uns bewusst ent-
gegenstellen müssen, egal welches 
Geschlecht wir haben. An Tagen wie 
dem 8. März, wenn wir als Frauen auf 
die Straße gehen, können wir die da-
für notwendige Frauensolidarität und 
ein kollektives Selbstbewusstsein als 
Frauen im Klassenkampf lernen. 

Der Kampf für Gerechtigkeit muss 
mit vielen Mitteln geführt werden. 
In Nordsyrien, in der autonomen 
Region Rojava, manifestiert er sich 
in Form von Frauenverteidigungs-
einheiten, die mit der Waffe in der 
Hand gegen den IS und türkische Be-
satzung kämpfen. Die Frauen dort 
haben es sich zur Aufgabe gemacht, 
für ihre Befreiung einzustehen und 
diese zu verteidigen. Dabei werden 
sie von Internationalist:innen aus der 
ganzen Welt unterstützt. Eine Frau, 
die sich dazu entschlossen hatte, sich 
diesem Kampf anzuschließen, war 
Ivana Hoffmann aus Duisburg. Sie 
organisierte sich zunächst bei der 

sozialistischen Jugendorganisation 
Young Struggle und hatte dort ihre 
erste Berührung mit der Geschichte 
und Unterdrückung Kurdistans. 2014 
entschied sie sich, in den Reihen der 
Marxistisch-Leninistischen Kom-
munistischen Partei an der Seite der 
kurdischen Verteidigungstruppen zu 
kämpfen und ging nach Rojava. Am 
07. März 2015 wurde sie bei der Ver-
teidigung des Dorfes Til Nasir von IS-
Soldaten getötet. In diesem Jahr jährt 
sich ihr Todestag zum 10. Mal. Ein 
Grund mehr, ihr und allen anderen 
mutigen Frauen zu gedenken, die ihr 
Leben dem Kampf für Gerechtigkeit 
widmeten. 

Ivana Hoffmann und die  
Frauenrevolution in Rojava



Plattformen wie X, TikTok oder In-
stagram werden immer mehr zu 

Orten faschistischer Propaganda. Ob 
Kanäle von Organisationen, Parteien 
oder „unabhängigen“ Influencer:in-
nen, die Rechten nutzen alle ihnen 
zur Verfügung stehenden Mittel um 
ihre Zielgruppen, vor allem Jugend-
liche, zu erreichen. Auch wenn das 
Internet in den meisten Fällen kein 
alleinstehender Grund für eine Ra-
dikalisierung darstellt, so beeinflusst 
es trotzdem das Fühlen, Denken und 
Handeln. Anhand rechter Online-
Trends in den vergangen Monaten 
und Jahren lässt sich insbesondere 
der Versuch der Einflussnahme auf 
junge Frauen erkennen.

Diesen soll dabei das faschistische 
Frauenbild aufgedrückt werden. 
Frauen sollen still, unterwürfig und 
wehrlos sein, kochen, putzen, Kinder 
gebären und erziehen, ihrem Ehe-
mann nicht widersprechen und am 
Besten lächeln, während sie all das 
tun. In kurzen TikTok-Videos oder 
Instagram-Posts wird all dies mit 
einer ansprechenden Ästhetik ver-
sehen. Schließlich ist für einige der 
Frauen nicht das Hausfrau-Sein allei-
ne die Berufung, sondern eben auch 
das Posten darüber. Am Ende des Ta-
ges sind sie Influencerinnen.

Patriarchat im Trend

Der sogenannte „Tradwife“-Trend, 
beziehungsweise die Tradwife-Bewe-
gung, kam erstmals Ende der 2010er-
Jahre auf, bekam aber besonders in 
den Jahren 2023/2024 Aufmerksam-
keit auf Apps wie TikTok. Tradwife 
ist eine Mischung aus den Worten 
„traditonal“ und „wife“. Dabei han-
delt es sich um eine Selbstbezeich-
nung von Frauen, die ein traditio-
nelles, meist christlich-konservatives 
Leben bewerben und zeigen, wie sie 
selbst den ganzen Tag Zuhause blei-
ben um den Haushalt zu verrichten 
und auf ihre oftmals große Anzahl an 
Kindern aufzupassen. Auch wird in 
den Videos immer wieder ein Fokus 
darauf gesetzt, dass die Frauen ihren 
Ehemännern durch ihr Aussehen ge-
fallen wollen. Insgesamt erinnert 
die Ästhetik, wie auch der Inhalt, an 
das Bild von Frauen der 1950er Jah-
re. Während viele Nutzer:innen dem 

Tradwife-Trend mit Parodien und 
Memes begegnen, schaffen Rechte 
es damit dennoch massenhaft Wer-
bung für ihre Ideologie zu verbrei-
ten. Vor allem begeistert der Trend 
junge Frauen, die die Perspektive in 
diesem System nicht anspricht. Denn 
schließlich ist 40 Stunden zu arbeiten, 
zusätzlich zu allen anderen Aufgaben, 
die Frauen zugeteilt werden, die ein-
zige Art der „Befreiung der Frau“, die 
der Kapitalismus zu bieten hat.

Ende des Jahres 2024 ging der so-
genannte „Your Body, My Choice“- 
Trend viral. Dieser Spruch geht auf 
den US-amerikanischen Faschisten 
und Influencer Nick Fuentes zurück. 
Der Spruch, der von vielen jungen 
Männern online gefeiert und geteilt 
wurde, greift direkt das Recht von 
Frauen an, selbst über ihre Körper zu 
bestimmen, und sorgte dementspre-
chend auch für Angst unter jungen 
Frauen. Fuentes ist ein Bekannter Do-
nald Trumps, der ebenfalls gegen das 
Recht auf Abtreibung ist. Der Spruch 
war also eher gute Werbung für den 
republikanischen Wahlkampf. Auch 
hier soll die patriarchale Rollenver-
teilung wieder klargemacht werden: 
Ob Frauen Kinder kriegen oder nicht, 
entscheiden sollen das Männer, sie 
selbst haben dabei kein Selbstbestim-
mungsrecht.

Gegenwehr organisieren

Am besorgniserregendsten erscheint 
der „National Rape Day“ (dt. Na-
tionaler Vergewaltigungstag). Ur-
sprünglich Anfang der 2010er Jahre 
von rechten Nutzern ins Leben geru-
fen und im Jahr 2021 wieder bekannt 
geworden, handelt es sich hierbei um 
das Gerücht, dass am 24. April jeden 
Jahres Männer Frauen straffrei verge-
waltigen dürften. Auch wenn sexua-
lisierte Gewalt gegen Frauen in den 
seltensten Fällen mit einer Strafe en-
det, existiert so ein Tag nicht. Frauen 
im Netz haben dadurch angefangen 
Videos mit ihren Tipps, wie man sich 
gegen sexualisierte Gewalt wehren 
kann, zu machen. Viele weitere, ins-
besondere junge Frauen, veröffent-
lichten Videos darüber, am 24. April 
das Haus nicht verlassen und sich 
verstecken zu wollen. Im Jahr 2024 
ging dieser Tag auch in Deutschland 
nicht ohne Weiteres an den Men-
schen vorbei. In Berlin wurden über 
800 Schulen von der Bildungssena-
torin vor dem „Trend“ gewarnt, da 
Chats einiger Schüler:innen Besorg-
nis erregt haben. 

Unsere Antwort auf Bedrohungen 
wie diese kann nicht sein, uns zu 
verstecken und uns in Angst und 
Schrecken versetzen zu lassen. Es 

muss unsere Aufgabe sein, Selbst-
schutz aufzubauen und als Frauen 
zu lernen, dass Selbstverteidigung 
legitim und notwendig ist. Wenn an 
unseren Schulen Mitschülerinnen be-
sorgt sind vor potentiellen Angriffen, 
ist es unsere Aufgabe uns zusammen 
zu schließen und gemeinsam aktiv zu 
werden. 

Es muss unser Ziel sein, eine eigene 
Kultur im Internet, vor allem aber im 
realen Leben zu schaffen, die einem 
reaktionären Frauenbild den Kampf 
ansagt. Besonders in der Jugend 
konnten die Faschist:innen in den 
letzten Jahren Fuß fassen, wodurch 
sich eine faschistische und auch mi-
litante Jugendbewegung in einigen 
Teilen Deutschlands besonders ent-
wickeln konnte. Die Propaganda der 
Rechten richtet sich nicht nur an 
Frauen, sondern teilweise besonders 
an junge Männer.  

Einzige Alternative:  
Widerstand 

Letztlich werden junge Frauen lange 
mit dem Patriarchat konfrontiert, be-
vor sie wissen, was das Internet ist. 
Es fängt an bei der Erziehung und 
Sozialisation im Patriarchat, wobei 
Mädchen von klein auf lernen, still 
und unterwürfig zu sein. Patriarcha-
le Gewalt in Familien oder im nahen 
Umfeld sind ebenfalls keine Selten-
heit und werden auch eingesetzt, 
wenn Frauen in ihrer Jugendzeit „re-
bellisch“ werden und versuchen aus 
ihrem anerzogenen Rollenbild auszu-
brechen.

Unser Kampf gegen Unterdrückung 
muss also in der realen Welt statt-
finden, an allen Orten, an denen wir 
leben, zur Schule oder Uni gehen, an 
denen wir arbeiten. Der Ausbruch 
aus dem System beginnt dort, wo wir 
uns politisch organisieren und unse-
re Klassengeschwister vom Kampf 
für den Sozialismus und für die Frau-
enrevolution, die Zerschlagung des 
Patriarchats, überzeugen. Denn die 
größte Schlagkraft gegen dieses Sys-
tem haben wir, wenn wir uns organi-
sieren und unsere Kräfte dementspre-
chend bestmöglich einsetzen. 

Online-Trends, die junge Frauen in traditionelle Rollenbilder pressen sollen, gab es in den letzten Jahren immer wie-
der. Dagegen hilft nur zusammenhalten und Widerstand leisten, kommentiert Anna Müller.
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Frauenfeindlichen (Online-)
Trends den Kampf ansagen
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In den letzten Monaten waren wie-
der Hunderttausende auf der Stra-

ße, um gegen Rechts zu demonst-
rieren. Für Demokratie und Vielfalt, 
gegen AfD und CDU. Daneben gab es 
auch Aktionen bei denen Wahlbüros 
besetzt, Veranstaltungen gestört und 
blockiert wurden. Parallel dazu zeigt 
die staatliche Verfolgungswut gegen 
die antifaschistische Bewegung Er-
gebnisse. Vor allem militante antifa-
schistische Aktionen, wie die direkte 
Konfrontation mit Faschist:innen, 
sind ihm ein Dorn im Auge.

Im Rahmen dieser Verfolgungswut 
wurden und werden in Deutschland 
und Europa zahlreiche Prozesse im 
Zusammenhang mit dem „Budapest-
Komplex“ und dem „Antifa Ost“-Ver-
fahren geführt. Den Beschuldigten 
wird vorgeworfen, Angriffe gegen 
Faschist:innen gemeinsam geplant 
und durchgeführt zu haben.

Mit Regierung und  
Parteien gegen den  

Faschismus kämpfen?

Für viele Besucher:innen der großen 
Demonstrationen gegen Rechts steht 
wahrscheinlich fest, dass Gewalt nie 
eine Lösung sei, dass man Feuer nicht 
mit Feuer bekämpfen dürfe und so 
weiter. An der Stelle muss man sich 
fragen, was denn die Alternative zu 
militanter antifaschistischer Praxis 
sein soll und sich den bürgerlichen 
Antifaschismus einmal genauer an-
sehen.

Gemeint ist damit ein Antifaschis-
mus, wie ihn Sozialdemokrat:innen, 
die Grünen, aber auch die CDU, Teile 
der Linken – letztlich alle großen bür-
gerlichen Akteur:innen vertreten. Ein 
Antifaschismus, der nicht die Wurzel 
des Problems benennt oder gar an-
greift, sondern sich nur moralisch am 
aufsteigenden Faschismus abarbeitet.

Die Höhepunkte dieser Verlogenheit 
bilden dabei die Asyldebatte und die 
rassistische Politik der Ampel-Regie-
rung. Bundeskanzler Olaf Scholz will 
„im großen Stil abschieben“, die Grü-
nen haben Angst vor dem „Gift des 
Islam“ und zusammen mit der FDP 
haben sie alle daran gearbeitet, dass 
Asylrecht Stück für Stück abzuschaf-
fen.

Anhaltende Repression gegen militante Antifaschist:innen
Während Hunderttausende gegen Rechts demonstrieren, rollt eine regelrechte Verfolgungswelle über die antifa-
schistische Bewegung in Deutschland und Europa. Mit auf der Anklagebank sitzt der militante Antifaschismus. – Ein 
Kommentar von Alex Lehmann.

Zwar sprechen sie noch nicht von 
„Remigration“, wie es die AfD und 
andere Faschist:innen tun, setzen 
aber in einer abgeschwächten Form 
dieselbe Politik durch, die mit dieser 
Parole gefordert wird. Dabei verab-
schieden sie nicht nur rassistische 
Gesetze, sondern hetzen auch bei 
jeder Gelegenheit gegen Geflüchtete 
und Migrant:innen und heizen so die 
rassistische Stimmung im Land wei-
ter an.

Gleichzeitig reiten sie mit auf der 
großen Empörungswelle, die Fried-
rich Merz durch die gemeinsame 
Abstimmung von CDU und AfD im 
Bundestag losgetreten hat. Ihr Pro-
blem ist dabei nicht die rassistische 
Politik, sondern die Zusammenarbeit 
mit der AfD. Die Grünen gaben so-
gar an, dass sie das „Zustrombegren-
zungsgesetz“ gerne selbst mit der 
CDU durchgesetzt hätten, dass aber 
wegen der AfD nicht konnten.

Dazu kommen tausende weitere Bei-
spiele die beweisen, dass der Anti-
faschismus der Regierung und der 
großen Parteien eben nicht ehrlich, 
sondern geheuchelt ist. Dass es ih-
nen nicht um den Kampf gegen den 
Faschismus, sondern um das eigene 
Profil und den Wahlkampf geht. 

Wer schiebt Familien aus Frauenhäu-
sern ab? SPD und Grüne. Wer bricht 
das Kirchenasyl? SPD, CDU und Grü-
ne. Unter wessen Regierungsbeteili-
gung gab es in Berlin bundesweit die 
meisten Abschiebungen? Die Linke. 
Und damit soll nicht gesagt sein, dass 
jeder, der die SPD wählt, jedes Grü-
nen-Mitglied oder jede Verfechterin 
der Partei Die Linke ein:e Rassist:in 
ist. Sicher gibt es viele Menschen, die 

ehrliche Antifaschist:innen sind 

und noch Vertrauen in die Parteien 
haben. Gerade diesen ehrlichen An-
tifaschist:innen muss man bei jeder 
Gelegenheit aufzeigen, dass ein ernst-
hafter Kampf gegen den Faschismus 
nicht Seite an Seite mit Rassist:innen 
und Bonzen wie Scholz oder Baer-
bock geführt werden kann.

Staat und Nazis  
Hand in Hand

Genauso wenig wie wir uns im anti-
faschistischen Kampf auf die bürger-
liche Politik verlassen können, dürfen 
wir auf den Staat und seine Behörden 
vertrauen. Im Gegenteil: Allzu oft 
sind es gerade diese, die Faschist:in-
nen schützen und alle verfolgen, die 
militant gegen Rechts demonstrieren.

Die Polizei ist es, die den Faschist:in-
nen bei jeder Gelegenheit mit al-
ler Gewalt und ohne Rücksicht auf 
Verluste die Straße freiräumt, wenn 
Antifaschist:innen Veranstaltungen, 
Aufmärsche oder Parteitage blockie-
ren. Es ist die Polizei, die immer wie-
der anlasslos linke und antifaschisti-
sche Proteste angreift und verfolgt, 
während sie den Rechten so gut wie 
alles durchgehen lässt.

Es ist die Justiz, die Nazis nicht ver-
folgt und sie gewähren lässt. Das 
beste Beispiel ist der „Tag der Ehre“ 
in Budapest selbst. Bei diesem Mas-
senevent marschieren Nazis aus 
ganz Europa und natürlich auch aus 
Deutschland in SS- und Wehrmachts-
uniformen auf und begehen klare 
Straftaten.  Aber nichts da – stattdes-
sen verfolgt der Staat diejenigen, die 
den Kampf ge-

gen die NS-Verherrlichung selbst in 
die Hand nehmen.

Was es braucht,  
ist Solidarität

Wer also erkannt hat, dass man sich 
weder auf die bürgerlichen Parteien 
noch auf den Staat verlassen kann, 
stellt sich vielleicht noch die Frage, 
welche Mittel im antifaschistischen 
Kampf legitim, also gerechtfertigt 
sind. Eine berechtigte Frage, bei de-
ren Beantwortung es hilft, sich an die 
Geschichte des Faschismus zu erin-
nern.

Das Ziel des Faschismus ist tota-
le Vernichtung von Minderheiten, 
Alleinherrschaft und imperialisti-
scher Krieg. Für LGBTI+ Menschen, 
Migrant:innen, Jüd:innen, Kom-
munist:innen und alle die nicht ins 
Weltbild des Faschismus passen, ist 
Antifaschismus nicht nur eine Frage 
der Haltung, sondern eine Frage des 
Überlebens. Das hat die Geschichte 
zur Genüge gezeigt.

Heute ist die Situation nicht dieselbe 
wie zur Zeit der NSDAP und trotz-
dem bleibt eine Sache richtig: Wenn 
Faschist:innen schon heute daran 
gehindert werden ihre Hetze weiter-
zuverbreiten, ist das gut und nicht 
schlecht. 

Und auch wem die dabei benutzten 
Mittel nicht schmecken, kann an-
erkennen, dass militante Aktionen 
ein Teil der antifaschistischen Praxis 
sind und dass sich die staatliche Ver-
folgungswut gegen die Beschuldigten 
nicht nur gegen sie, sondern gegen 

alle ehrlichen Antifaschist:in-
nen richtet.

Repression
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Anhaltende Repression gegen militante Antifaschist:innen

Repression

Jedes Jahr versammeln sich rund um 
das Wochenende am 11. Februar 

tausende Faschist:innen in Budapest, 
um den dort gefallenen NS-Soldaten 
zu gedenken und sie am „Tag der 
Ehre“ als Helden zu feiern. Ein Mas-
senevent für die gesamte faschisti-
sche Bewegung Europas. Neben zwei 
Rechtsrock-Konzerten gibt es auch 
eine Wanderung entlang der Route, 
über die NS-Soldaten 1945 erfolglos 
aus einem Kessel der Roten Armee 
ausbrechen wollten.

Während sich die Faschist:innen in 
ihren nachgemachten SS- und Wehr-
machtsuniformen in Budapest meist 
sicher fühlen konnten, gerade weil 
sie von der rechten Regierung Victor 
Orbáns keinen Widerstand zu erwar-
ten haben, traten ihnen 2023 wehr-
hafte Antifaschist:innen entgegen. 
Über das ganze Wochenende hinweg 
gab es mehrere Auseinandersetzun-
gen, bei denen die Faschist:innen den 
Kürzeren zogen und zum Teil verletzt 
wurden.

Auch deutsche Antifaschist:innen 
sollen sich an diesen Auseinander-
setzungen beteiligt haben. Seitdem 
hatte die Polizei international nach 
ihnen gefahndet. Sieben von ihnen 
haben sich am 20. Januar, nach fast 
zwei Jahren im Untergrund, zeit-
gleich in verschiedenen Städten der 
Polizei gestellt. Zuvor wurden bereits 
verschiedene deutsche, französische 
und italienische Antifaschist:innen 
inhaftiert, denen eine Beteiligung an 
den Angriffen auf den „Tag der Ehre“ 
vorgeworfen wird.

Auslieferung nach Ungarn?

Eine der größten Sorgen der Ange-
hörigen und Freund:innen der Be-
schuldigten war und ist die drohen-
de Auslieferung nach Ungarn. Nicht 
nur, dass die Antifaschist:innen so 
hunderte von Kilometern von ihrem 
sozialen Umfeld getrennt wären. Die 
ungarische U-Haft ist berüchtigt für 
Methoden der weißen Folter. Davon 
berichtet unter anderem Maja, eine 

der Personen, die ebenfalls beschul-
digt wird, sich an den Auseinander-
setzungen in Ungarn beteiligt zu ha-
ben und im Dezember 2023 in Berlin 
verhaftet wurde.

In einer Nacht- und Nebelaktion 
wurde Maja dann nach Ungarn aus-
geliefert. Nur wenige Stunden nach 
der Auslieferung gab das Bundesver-
fassungsgericht einem Eilantrag von 
Majas Anwälten statt und wies die 
Generalstaatsanwaltschaft an, Majas 
Auslieferung zu stoppen – zu spät. 
Zu diesem Zeitpunkt befand sich 
Maja bereits in den Händen der unga-
rischen Behörden.

Maja berichtet von menschenun-
würdigen Zuständen in der U-Haft, 
ihre Anwält:innen und internationale 
Beobachter:innen bestätigen ihre Be-
richte: In einer wenigen Quadratme-
ter großen, mit Bettwanzen, Kaker-
laken und Ratten verseuchten Zelle 
verbringt Maja unter dauerhafter Vi-
deoüberwachung und mit verschim-
meltem Essen die Haft in Isolation. 

Die Staatsanwaltschaft in Ungarn 
fordert 14 Jahre Haft für Maja, wenn 
Maja ein Geständnis abgibt. An-
dernfalls ist bei einem Prozess mit 
bis zu 24 Jahren Haft zu rechnen. In 
einem Statement zur Anklageschrift 
schreibt Maja: „Lasst es uns immer 
wieder wagen nicht zu verstummen, 
auch wenn die Monate und Jahre 
manchmal drohen alle Hoffnung und 
das Vertrauen auf die eigenen Kräfte 
zu zersetzen. Verzagen können wir 
nicht, es wäre fatal.“

Auch Zaid, einer der Sieben, die sich 
am 20. Januar gestellt haben und seit-
dem in der JVA Köln-Ossendorf ein-
sitzt, ist weiterhin von der Ausliefe-
rung nach Ungarn bedroht. Während 
die Bundesanwaltschaft die deut-
schen Ermittlungen als „vorrangig“ 
ansieht und die anderen sechs Anti-
faschist:innen deswegen vermutlich 
zunächst nicht nach Ungarn auslie-
fern wird, wird weiterhin über Zaids 
Auslieferung diskutiert, weil er keine 

deutsche Staatsbürgerschaft besitzt 
und nur mit einem ungarischen Haft-
befehl nach ihm gefahndet wurde.

Wie geht es  
den aufgetauchten  
Antifaschist:innen?

Abseits der drohenden Auslieferung 
geht es den aufgetauchten Antifa-
schist:innen Berichten ihrer An-
gehörigen zufolge den Umständen 
entsprechend gut. Zwar sind ihre 
Haftbedingungen wesentlich besser 
als die in Ungarn, nichtsdestotrotz 
versucht die deutsche Justiz mit will-
kürlicher Schikane ihren Willen zu 
brechen.

Während manche der Antifaschist:in-
nen sich Bücher, Klamotten und Bett-
wäsche bringen lassen dürfen, bleibt 
dies anderen ohne Begründung ver-
wehrt. Die Schikane-Methoden stel-
len eine besondere psychische Be-
lastung dar. Eine Gefangene berichtet 
zum Beispiel darüber, dass sie fast 
zwei Wochen ununterbrochen unter 
„Sitzbeobachtung“ stand. Heißt: Min-
destens ein:e Beamt:in der JVA guckt 
dauerhaft durch das kleine Fenster 
der Zellentür und beobachtet die In-
haftierte, währenddessen bleibt das 
Licht in der Zelle 24 Stunden am Tag 
angeschaltet.

Aber auch die große Solidarität er-
reicht sie: Verschiedene Gefange-
ne haben sich über die zahlreichen 
Kundgebungen vor ihren Gefängnis-
sen bedankt. Besonders über die Feu-
erwerke, die immer wieder vor den 
Gefängnismauern gezündet werden, 
freuen sich wohl alle Gefangenen.

Johann, Hanna und Tobi

Neben den aufgetauchten Antifa-
schist:innen werden auch Johann, 
Hanna und Tobi als Beschuldigte im 
„Budapest-Komplex“ in Deutschland 
festgehalten. Im Mai letzten Jahres 
wurde Hanna auf Befehl der Bundes-
anwaltschaft hin festgenommen und 
befindet sich aktuell in München in 
Haft. Ihr Prozess wurde am 19. Febru-
ar in München eröffnet und soll sich 
über mindestens 32 Verhandlungs-
tage bis in den September 2025 stre-
cken.

Nach Johann und Tobi wurde so-
wohl im Budapest-Komplex, als auch 

im Antifa Ost-Verfahren gefahndet. 
Während Johann erst vor wenigen 
Monaten in Thüringen gefasst wur-
de, war Tobi in Ungarn bereits ge-
ständig und hat eine Haftstrafe von 
22 Monaten abgesessen. Zurück in 
Deutschland wurde er wegen weite-
ren Anschuldigungen allerdings er-
neut verhaftet.

Ilaria, Gabriele und Gino – 
Solidarität ist eine Waffe!

Auch Ilaria Salis, eine italienische 
Antifaschistin, der vorgeworfen wird 
sich in Budapest an Auseinanderset-
zungen mit Faschist:innen beteiligt 
zu haben, musste die Bedingungen 
der ungarischen U-Haft durchma-
chen. Bilder von ihr, wie sie in Hand- 
und Fußfesseln vor ein ungarisches 
Gericht geführt wurde, haben in ganz 
Italien für Empörung gesorgt.

Mitte letzten Jahres wurde Salis frei-
gelassen, weil sie bei den EU-Wah-
len in das Parlament gewählt wurde 
und als Abgeordnete Immunität be-
sitzt. Ein weiterer Beschuldigter aus 
Italien, Gabriele, wurde nach einigen 
Monaten U-Haft in Italien entlassen, 
weil das Gericht in Mailand keine 
ausreichende Beweisgrundlage für 
einen Prozess vorliegen sah.

In Frankreich wurde im November 
mit der Inhaftierung Ginos ein weite-
rer Beschuldigter im „Budapest-Kom-
plex“ gefasst. Ähnlich wie in Italien 
stellte ein französisches Gericht fest, 
dass Gino in Ungarn vermutlich kein 
faires Verfahren erwarten wird. Da-
her wurde die Auslieferung Ginos 
vorerst gestoppt.

Dass die italienische und französische 
Justiz im Gegensatz zu den deutschen 
Behörden keine Auslieferungen nach 
Ungarn durchgeführt hat, liegt nicht 
etwa an deren Gutherzigkeit. Zwar 
dürfen die Solidarität und der Druck, 
der von der antifaschistischen Bewe-
gung gegen die Auslieferungen auf-
gebaut wurde, nicht unterbewertet 
werden. Einen wesentlichen Faktor 
spielten beim Einsatz der italieni-
schen und französischen Justiz auch 
die eigene nationalistische Haltung 
und das Durchsetzen der eigenen 
Stärke gegen die ungarischen Behör-
den und darf daher nicht als ein Zei-
chen von „Rechtsstaatlichkeit“ miss-
verstanden werden.

Stand der Repression im „Budapest-Komplex“

mehr infos 
unter: 

basc.news
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Die deutsche Wirtschaft befindet 
sich nach wie vor in einer Krise. 

Nachdem das Bruttoinlandsprodukt 
mehrere Jahre in Folge gesunken ist, 
wurden nun auch die großzügigen 
Vorhersagen der Bundesregierung für 
2025 von Expert:innen revidiert. Statt 
1,1 Prozent sagen die „Sachverstän-
digen zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung“ nun 
nur noch ein Wirtschaftswachstum 
von 0,4 Prozent voraus. Während das 
für Arbeiter:innen vor allem Inflati-
on, steigende Lebensmittelpreise und 
steigende Mieten bedeutet, investiert 
der deutsche Staat immer mehr in die 
Aufrüstung und Großkonzerne. Wie 
zum Beispiel in Form der 100 Milliar-
den für die Bundeswehr, wovon ein 
großer Teil bei Rheinmetall landet. 
Gleichzeitig zahlen Kapitalist:innen 
entweder zu wenige oder gar keine 
Steuern. Um seine imperialistischen 
Bestrebungen zu finanzieren, muss 
der deutsche Staat von anderen Stel-
len her Geld beschaffen. Dafür wird 
im Bundeshaushalt an einigen Aus-
gaben  gespart. Besonders die Jugend 
wird im Zuge der Wirtschaftskrise 
oft vergessen, dabei ist sie besonders 
stark belastet.

Die Sorgen der Jugend

Die Trendstudie „Jugend in Deutsch-
land 2024: Verantwortung für die 
Zukunft? Ja, aber“ verschafft einen 
Überblick über die Sorgen und Ängs-
te der Jugend. Laut der Studie sind die 
größten Sorgen-Themen der Jugend-
lichen zwischen 14 und 29 Jahren In-
flation, Krieg in Europa und Nahost 
sowie immer weiter steigende Mieten 
bei gleichzeitiger Wohnungsknapp-

heit. Die Krise des deutschen Impe-
rialismus schlägt sich also direkt auf 
die Jugend nieder. 

Im gleichen Zug werden vor allem bei 
der Jugend, aber auch an vielen ande-
ren Stellen des sozialen Sektors, nicht 
die nötigen Gelder investiert. Bei-
spielsweise sollen die Mittel für Frei-
willigendienste um über 12% gekürzt 
werden. Dabei werden Freiwillige oh-
nehin schon durch kaum vorhande-
ne Bezahlung ausgebeutet. Auch ein 
Blick auf den gesamten Kinder- und 
Jugendplan des Bundes lässt keine 
Verbesserung erhoffen. Aus diesem 
Fördertopf werden die kulturelle und 
politische Kinder- und Jugendarbeit 
in Deutschland finanziert. In den 
letzten Jahren wurden diesem immer 
wieder die Mittel gekürzt. Im neuen 
Haushaltsplan soll die Förderung zu-
mindest auf dem gleichen Niveau ge-
halten werden. Was von der Politik 
als guter Schritt für Kinder und Ju-
gendliche dargestellt wird, ist in der 
Realität das Gegenteil. Expert:innen 
und soziale Träger kritisieren seit 
Jahren die zu geringe Finanzierung 
und betonen die Notwendigkeit von 
Investitionen, um den sozialen Sek-
tor am Leben zu erhalten. Vor diesem 
Hintergrund und in Zeiten von In-
flation und steigenden Preisen kann 
bei einer stagnierenden Finanzierung 
wohl kaum von Fortschritt die Rede 
sein. 

Niedriglohn statt  
Jugendkultur

Für Jugendliche und junge Arbei-
ter:innen hat das enorme Folgen. Im-
mer wieder sollen Jugendclubs und 

andere Angebote geschlossen wer-
den, weil die Finanzierung fehlt. Per-
spektive berichtete beispielsweise in 
den letzten Jahren ausführlicher über 
das ZAKS in Südbaden und den Ju-
gendclub Linse in Berlin. Durch die 
Kürzungen wird die Jugendkultur in 
Deutschland massiv angegriffen. Die 
Räume, in denen sich Jugendliche 
nach der Schule treffen können, fallen 
weg. Die Schulsozialarbeit kann ihren 
Aufgaben nicht mehr nachkommen, 
wodurch Jugendliche mit ihren Pro-
blemen allein gelassen werden. Par-
allel dazu sind die Schulen marode, 
zu wenige Lehrer:innen vorhanden 
und der Leistungsdruck treibt immer 
mehr Schüler:innen an ihre Grenzen. 
Dazu kommt die fehlende Finanzie-
rung für Klassenfahrten und schuli-
sche Angebote, wodurch noch mehr 
Jugendliche ausgeschlossen werden. 

Dabei sind die Jugendlichen mehr 
denn je von Geld abhängig, um aktiv 
am gesellschaftlichen Leben teilzu-
nehmen. Viele Jugendliche arbeiten 
parallel zur Schule, um sich zumin-
dest ein wenig Teilhabe leisten zu 
können. Hierbei werden sie verstärkt 
in den Niedriglohnsektor gedrängt. 
Über 40% der erwerbstätigen Jugend-
lichen unter 25 arbeiten im Niedrig-
lohnsektor. Das deutsche Kapital 
reibt sich die Hände und profitiert 
doppelt. Auf der einen Seite wird das 
Geld gespart, was bei den Angeboten 
für Jugendliche dringend benötigt 
wird, und fließt stattdessen in Finanz-
spritzen für die Konzernrettungen 
und Aufrüstung. Auf der anderen Sei-
te sieht sich die Jugend gezwungen, 
für die Konzerne dann zusätzlich als 
besonders billige Arbeitskraft herzu-

halten. 

Auch der deutsche Imperialismus 
profitiert von der Ausbeutung der 
Jugend. Die Bundeswehr soll zu ei-
ner wettbewerbsfähigen Streitmacht 
im imperialistischen Machtkampf 
werden. Während die Angebote für 
Jugendliche an fast allen Ecken und 
Enden abgebaut werden, wird massiv 
in die Bundeswehr investiert. Jugend-
offiziere an Schulen, Bundeswehrpla-
kate in der ganzen Stadt und Muste-
rungsbriefe, die bei Tausenden von 
Jugendlichen im Briefkasten landen. 
Der deutsche Staat braucht dringend 
neuen Nachwuchs, um seine impe-
rialistischen Interessen durchsetzen 
zu können. Dafür nutzt er die Per-
spektivlosigkeit der Jugend gezielt 
aus, um die Bundeswehr als sicheren 
und fortschrittlichen Arbeitgeber zu 
inszenieren. Statt Jugendkultur und 
gesellschaftlicher Teilhabe sollen die 
Jugendlichen der Arbeiter:innenklas-
sen in die Kriegsmaschinerie einge-
gliedert werden, um für die Interes-
sen deutscher Großkonzerne an der 
Front zu kämpfen. 

Was hält die  
Zukunft bereit? 

Wenn es nach dem deutschen Staat 
geht, soll die Jugend auch in Zukunft 
weiter als Spielball herhalten. Die 
Krisen der Zukunft werden immer 
stärker auf dem Rücken der neuen 
Generationen abgeladen. Gleichzei-
tig bereitet sich Deutschland auf eine 
aktive Kriegsbeteiligung vor und da-
für rückt auch eine Wehrpflicht im-
mer näher. Für die Jugend bedeutet 
das in der Zukunft vor allem immer 
mehr Kriegspropaganda und weitere 
Kürzungen der öffentlichen Angebo-
te, zugunsten der Aufrüstung. Doch 
die Jugend steckt nicht den Kopf in 
den Sand. Bereits jetzt regt sich Wi-
derstand in der Arbeiter:innenklasse. 
Werbestände der Bundeswehr wer-
den blockiert, um der Kriegspropa-
ganda Einhalt zu gewähren. Immer 
mehr Jugendliche stellen sich Seite an 
Seite, sowohl gegen die wirtschaftli-
chen Angriffe des Staates als auch 
dessen Repressionen auf der Straße. 
Nicht die Zukunft bestimmt über die 
Jugend sondern die Jugend formt die 
Zukunft durch ihren Widerstand. 

Die Wirtschaftskrise in Deutschland geht weiter. Während die „fünf Wirtschaftsweisen“ die großzügigen Vorhersa-
gen der Bundesregierung über das Wirtschaftswachstum revidieren, wird im Bundeshaushalt weiter fleißig gespart. 
Die Jugend wird im Zuge der Wirtschaftskrise oft vergessen und leidet besonders unter der Krise der imperialisti-
schen Staaten. Ein Kommentar von Georg Möwe.

Wirtschaftskrise: Die Zukunft der 
Jugend ist besonders bedroht
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Kaum war die „Brandmauer“ im 
Bundestag gefallen, sind Hun-

derttausende Menschen auf Deutsch-
lands Straßen geströmt. Am 29. Janu-
ar hatten die Unionsparteien einen 
Antrag zu einer massiven Verschär-
fung der Migrationspolitik einge-
bracht, und dabei die Unterstützung 
durch die AfD-Fraktion in Kauf ge-
nommen. Bereits einen Tag danach 
waren laut demokrateam.org in über 
90 Städten „Brandmauer-Demos“ an-
gekündigt, von Ahaus bis Zeulenro-
da. Bis Mitte Februar waren über 1,3 
Millionen Menschen auf den Straßen. 
Einen ersten Höhepunkt bildete am 
8. Februar der Aktionstag der „Omas 
gegen Rechts“: Allein in München 
demonstrierten mehr als 250.000 
Teilnehmer:innen auf der Theresien-
wiese. Obwohl eine Reihe von Demos 
und Kundgebungen schon länger ge-
plant waren, hat die Bewegung zum 
zweiten Mal nach 2024 eine spontane 
Massendynamik angenommen, mit 
selbstgemalten Pappschildern und 
ganzen Familien, die zusammen de-
monstriert haben. 

Nichts ist mehr sicher

Die historische Berechtigung die-
ser Bewegung steht außer Frage, 
denn die Taktiererei der Union vor 
der Wahl war nur die Spitze des Eis-
bergs. Die Neue Rechte ist seit Jahren 
international auf dem Vormarsch und 
unternimmt jetzt massive Versuche, 
den gesellschaftlichen Standard der 
Nachkriegszeit zurückzurollen und 
den Faschismus wieder offen zu le-
gitimieren. Dazu nutzt sie vor allem 
die Frage der Migration. Mit dem er-
neuten Einzug Donald Trumps ins 
Weiße Haus haben diese Versuche 
nochmal deutlichen Rückenwind er-
halten. Nach Elon Musk rief nun 
auch US-Vizepräsident Vance offen 
zur Zusammenarbeit mit der AfD auf 
und erklärte vor der Münchener Si-
cherheitskonferenz, es dürfe „keinen 
Raum für Brandmauern“ geben. Die 
faschistischen Terroranschläge der 
letzten Monate wie jüngst in Mün-
chen haben ihr übriges dazu beige-
tragen, eine Atmosphäre für ein Er-
starken ultrarechter Positionen zu 
schaffen. 

Hunderttausende  
werden aktiv

Gerade deshalb ist es umso wichtiger, 
dass viele hunderttausend Menschen 
in Deutschland nicht nur nicht auf 
die rassistische Hetze der AfD und 
anderer bürgerlicher Parteien her-
eingefallen sind, sondern auch be-
reit sind, selbst gegen Rassismus und 
Faschismus und für demokratische 
Rechte auf die Straßen zu gehen. Vie-
le Menschen haben gerade Angst vor 
einer Änderung des gewohnten Le-
bens, vor der Errichtung autoritärer 
Staaten und einer Ordnung, in der die 
Reichsten noch rücksichtsloser ihre 
Interessen durchsetzen. Von diesen 
Ängsten und der antifaschistischen 
Stimmung in Teilen der Bevölkerung 
könnten kurzfristig zwar wieder be-
kannte politische Kräfte profitieren, 
wie es sich aktuell z.B. bei der Links-
partei andeutet. 

Das ist aber nicht das Entscheidende 
an den Protesten, sondern vielmehr 
das Potential, das hier offenbar wird: 
Während bestimmte Kapitalkreise 
vor allem aus dem Tech-Sektor gera-
de eine politische Neuordnung in ih-
rem Interesse vorantreiben und dazu 
auf reaktionäre Massenstimmungen 
setzen, sind hunderttausende Men-
schen bereit, aktiv auf die Straße zu 
gehen, ihre Kinder mitzunehmen und 
sich genau diesen Plänen symbolisch 
entgegenzustellen. Viele von diesen 
Menschen aus allen möglichen Tei-
len der Gesellschaft sind darüber hi-
naus bereit, sich dauerhaft gegen den 
Rechtsruck zu engagieren, ob nun in 
improvisierten Bürger:innensprech-
stunden in der Provinz oder bei den 
„Omas gegen Rechts“. Unabhängig 
davon, mit welchen politischen Vor-
stellungen sie das im Einzelnen tun, 
sind das zweifellos erst einmal posi-
tive, nach vorne weisende Elemente.

Worüber wollen  
wir diskutieren?

Jede Bewegung ist von Diskussionen 
darüber begleitet, wo ihre konkre-
ten politischen Perspektiven liegen. 
Im Falle der aktuellen antifaschisti-
schen Massenbewegung ist es wich-
tig, genau die genannten positiven, 

nach vorne weisenden Elemente auf-
zugreifen und weiterzuentwickeln. 
Historisch, aber auch in den letzten 
Jahren haben Massenbewegungen in 
vielen Ländern eigene Organe her-
vorgebracht, deren Zweck es war, 
Diskussionen zu führen, sich als Be-
wegung zu organisieren oder aber 
direkt das gesellschaftliche Leben in 
die eigenen Hände zu nehmen. Die-
se Organe hießen in Chile Asamblea, 
in Istanbul Meclis — und können auf 
deutsch übersetzt einfach Räte ge-
nannt werden. Diese Räte, die in Be-
wegungen immer wieder spontan 
entstehen, können zugleich auch die 
Grundlage für eine neue politische 
Ordnung bilden, jedoch eine im fort-
schrittlichen, sozialistischen Sinne.

Rätedemokratie  
als Perspektive

Die herrschende bürgerliche Ord-
nung offenbart gerade, dass sie nicht 
einmal mehr die elementarsten Stan-
dards des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens garantieren kann, indem 
sie die konsequente Ächtung des Fa-
schismus infrage stellt. Die Antwort 
darauf kann nicht ein Festhalten am 
Überlebten, sondern muss nach vor-
ne gerichtet sein. Die Rätedemokratie 
ist die politische Perspektive, die in 
der spontanen Aktivität hunderttau-
sender Menschen in der antifaschis-
tischen Bewegung schlummert, und 
der Keim, den es weiterzuentwickeln 
gilt, indem wir uns diese Perspektive 
bewusst machen. Diese Position soll-
ten wir also offen und klar in die Be-

wegung tragen und bei der Organisa-
tion von Räten, und sei es auch erst 
einmal nur in kleinster Keimform, 
vorangehen, wo immer das möglich 
ist.

Dabei ist es wichtig, dass die Räte 
wirklich organisch und aktiv aus den 
Massen heraus entstehen und die 
aktive Beteiligung möglichst breiter 
Teile der Bevölkerung an der Diskus-
sion und Organisation des politischen 
Lebens gewährleisten. Zugleich müs-
sen wir uns auf die historischen Er-
fahrungen der Arbeiter:innenbew-
gung mit der Rätedemokratie, wie 
zum Beispiel der Pariser Kommune, 
stützen und aus ihnen lernen. 

Arbeit vor der  
eigenen Haustür

Das Solidaritätsnetzwerk hat gerade 
eine Initiative gestartet, die genau das 
Setzen solcher Keime vor Ort, im ei-
genen Stadtteil oder Betrieb, zum Ziel 
hat. Es finden deutschlandweit Nach-
barschaftskundgebungen, Diskus-
sionsabende und politische Aktionen 
statt, mit denen sozialistische Politik 
unmittelbar mit Nachbar:innen und 
Kolleg:innen diskutiert, entwickelt 
und umgesetzt werden soll. Im Auf-
ruf dazu heißt es: „Wenn wir in unse-
ren Straßen und Vierteln selbst aktiv 
werden, wenn wir uns zusammentun 
und gemeinsame Forderungen disku-
tieren, aufstellen und diese erkämp-
fen, dann können wir selber über 
unser Leben bestimmen!“ Der Titel 
der Kampagne lautet „Die Revolution 
beginnt vor unserer Haustür“. 

Massenproteste gegen Rechtsruck: 
Rätedemokratie als Perspektive!

Den Fall der „Brandmauer“ im Bundestag haben Hunderttausende Menschen mit Demonstrationen beantwortet. 
Die spontane Massenbewegung gegen den Faschismus zeigt ein enormes fortschrittliches Potential und die Bereit-
schaft zu eigener Aktivität in der Gesellschaft auf. Die Diskussion sollte jetzt um konkrete politische Perspektiven 
geführt werden. Ein Kommentar von Thomas Stark.
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„Es lebe die Pariser Kommune!“

Die Niederlage Frankreichs im 
Krieg gegen Deutschland im 

Jahre 1871 und die daraus resultie-
rende zugespitzte Lage in Paris ließen 
das Vertrauen der Pariser:innen in 
die Regierung schwinden. Als Regie-
rungstruppen in der Nacht vom 17. 
auf den 18. März versuchten, Kano-
nen aus Paris zu stehlen, stellte sich 
ihnen die Pariser Bevölkerung ent-
gegen. Darunter auch die National-
garde, eine Pariser Militärgruppe und 
allen voran die Pariser Frauen. Ob-
wohl der befehlshabende Offizier der 
Regierungstruppen seinen Männern 
befahl zu schießen, widersetzten sich 
diese. Der Offizier wurde festgenom-
men und die Soldaten verbrüderten 
sich mit den Pariser Revolutionär:in-
nen. Am selben Tag, dem 18. März, 
besetzten diese  das Rathaus, hissten 
rote Fahnen und riefen die Kommune 
aus. So schufen sie den ersten Staat, 
der in den Händen der Arbeiter:innen 
war.

Wie organisierten die  
Arbeiter:innen ihren neu 

errungenen Staat?

„In Erwägung, daß wir der Regie-
rung, was sie immer auch verspricht, 
nicht traun. Haben wir beschlossen, 
unter eigner Führung uns nunmehr 
ein gutes Leben aufzubauen“ - Dieser 
Ausschnitt aus der „Resolution der 
Kommunarden“ von Bertolt Brecht 
bringt die Geschehnisse in der Pari-
ser Kommune auf den Punkt.

Diese „eigene Führung“ wurde in Rä-
ten organisiert. Die Kommunard:in-
nen kamen auch schon lange vor 
dem Krieg in Klubs zusammen, um 
über die politische Lage zu diskutie-
ren. Daran wurde nun angeknüpft 

und die Bevölkerung konnte bei al-
len wichtigen gesellschaftlichen 
Entscheidungen mitbestimmen. Der 
Rat der Kommune war zwar durch-
zogen von verschiedenen Schichten 
und politischen Strömungen (Klein-
bürger:innen, Anarchist:innen usw.), 
die insgesamt tragende Rolle spielten 
aber die Arbeiter:innen. Auch die Pa-
riser Frauen hatten, obwohl sie nicht 
an den anstehenden Wahlen teilneh-
men durften, eine wichtige Stellung 
in der Kommune. Sie vernetzten sich 
in räteähnlichen Frauenorganisatio-
nen und hatten eine eigene militäri-
sche Einheit, die Frauen-Bataillone, 
die die Kommune mit ihrem Leben 
verteidigte. 

Der Rat der Kommune setzte nach 
dem 18. März sofort wesentliche Än-
derungen durch und bewirkte eine 
konsequente Trennung von Kirche 
und Staat, strich die Beamtengehälter 
und enteignete Fabrikbesitzer:innen. 
Obwohl die Pariser Kommune insge-

samt nur etwa zehn Wochen bestand, 
wurden in dieser Zeit stillstehende 
Fabriken wieder in Betrieb genom-
men, Frauen erhielten gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit, politische Gefan-
gene wurden befreit und vieles mehr.

Am 21. Mai kam es dann zur blutigen 
Mai-Woche. Trotz des Widerstands 
der Kommunard:innen drangen die 
Regierungstruppen in Paris ein, und 
es kam zu brutalen Straßenkämpfen. 
Die Regierung griff zu äußert harten 
Mitteln. Alle, die mit der Kommune in 
Verbindung gebracht wurden, muss-
ten dafür mit ihrem Leben bezahlen. 
Es kam zu Massenerschießungen, 
insgesamt wurden etwa 30.000 Pari-
ser:innen Opfer der brutalen Konter-
revolution der Regierung.

Was können wir aus der 
Pariser Kommune lernen?

Die Pariser Kommune und ihre Zer-
schlagung hat gezeigt, dass es nicht 

genügt, den kapitalistischen Staat zu 
reformieren. Der bürgerliche Staat 
muss zerschlagen und an seiner Stelle 
ein proletarischer, ein sozialistischer 
Staat errichtet werden. Reformen 
werden unsere Lage zwar für kurze 
Zeit verbessern, aber wirklich frei 
von Chef:innen, die uns knechten, 
Vermieter:innen, die uns auspressen 
und Politiker:innen, die uns belügen, 
sind wir erst im Sozialismus. Als Ar-
beiter:innen kann dementsprechend 
unser politisches Ziel nur sein, dass 
wir in Räten selbst bestimmen kön-
nen, was produziert wird, wie wir 
wohnen und welche politischen 
Entscheidungen getroffen werden. 
Obwohl die Kommune nur wenige 
Wochen verteidigt werden konnte, 
offenbart sie uns bis heute das gewal-
tige Potenzial für umwälzende ge-
sellschaftliche Veränderungen, das in 
einer Selbstregierung unserer Klasse 
liegt.

Von der Kommune können wir auch 
lernen, dass wir auf dem Weg zum 
Sozialismus mit aktuell noch unvor-
stellbar brutalen Reaktionen des ka-
pitalistischen Staates rechnen müs-
sen. Daher sollten wir für unsere 
heutigen Kämpfe verinnerlichen, wie 
notwendig es ist, dass wir Einigkeit, 
Geschlossenheit und Entschlossen-
heit nach innen aber vor allem nach 
außen zeigen. Denn nur so haben 
wir eine realistische Chance gegen 
Angriffe des kapitalistischen Staates 
vorzugehen. Nur wenn wir den heuti-
gen Angriffen von Faschist:innen und 
der Polizei organisiert entgegentre-
ten, haben wir auch in Zukunft eine 
Chance dem Feuer der Repression zu 
trotzen.
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Am 18. März 1871 wurde die Pariser Kommune ausgerufen. Die in Räten organisierte Bevölkerung von Paris kam an 
die Macht und es entstand der erste Arbeiter:innenstaat der Geschichte. Was können wir aus der Geschichte der 
Kommune lernen? – Ein Kommentar von Leon Wandel.


